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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

10.11.1947 

Geschäftszahl 

0612/47 

Rechtssatz 

Der Grundsatz des rechtlichen Gehörs bedeutet nur, dass die Behörde Tatsachen, die der Partei nicht bekannt 
sind und die die Behörde in die Entscheidungsunterlagen einbeziehen will, der Partei zur Stellungnahme 
vorzuhalten hat, nicht aber, dass die Behörde auch die Parteien über die Informationsquellen unterrichten müsste, 
die ihr die Kenntnis der Tatsachen vermittelten (Hinweis § 17 Abs 2 AVG). 


